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FG Miinster: Verrechnungspreiskorrektur und
Hinzurechnungsbesteuerung beim gleichen Rechtssubjekt

Uberlasst ein unbeschrankt Steuerpflichtiger einer auslandischen Zwischengesellschaft
unentgeltlich ein Darlehen und erzielt die auslandische Gesellschaft aus dem Uberlassenen
Kapital Zinseinklnfte, hat 8 7 AStG (Hinzurechnungsbesteuerung) Vorrang vor § 1 AStG

(Verrechnungspreiskorrektur). Auch ein treuhanderischer Anteilseigner kann an einer
auslandischen Gesellschaft im Sinne des § 7 Abs. 1 AStG beteiligt sein.
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Strittig ist, ob und in welcher Héhe die Voraussetzungen fur eine
Hinzurechnungsbesteuerung nach dem AStG vorlagen.

Der Klager war Alleingesellschafter der X-GmbH, der polnischen X Sp. z.0.0. und der
italienischen S.s.r.l. E. Daruber hinaus war der Klager auch als Direktor der schweizerischen
X-AG beschaftigt. Die X-AG gewahrte der S.s.r.l. E verzinste und der X Sp. z.0.0. zinslose
Darlehen. Die Geldmittel wurden der X-AG vom Klager unentgeltlich zur Verfigung gestellt.

Nach Auffassung von Steuerfahndung und Finanzamt handelte es sich bei der X-AG um eine
Zwischengesellschaft, die niedrig besteuerte passive Einklinfte erzielte. Weiterhin sei davon
auszugehen, dass der Kldger mindestens seit Ubernahme des Direktorenamtes auch an ihr
beteiligt war und ihm die Zinsanspriche der X-AG, abzlglich einer angemessenen Marge,
nach § 1 Abs. 1 AStG entsprechend zuzurechnen seien.

Hingegen vertrat der Klager die Auffassung, dass er zu keinem Zeitpunkt Anteilseigner oder
Gesellschafter der X-AG gewesen sei. AuRerdem wandte er sich gegen die fur ihn zu hoch
angesetzten Zinsbetrage, die Anwendbarkeit der Hinzurechnungsbesteuerung im Verhaltnis
zur Schweiz sowie die Hohe der errechneten Hinzurechnungsbetrage.

Entscheidung

Das FG schliel3t sich der Auffassung des Finanzamts an und geht davon aus, dass es sich bei
der X-AG um eine niedrig besteuerte Zwischengesellschaft mit passiven Einkinften handelt.
Nach dem FG ist im Streitfall die Korrektur nach § 7 AStG (Hinzurechnungsbesteuerung)
vorrangig vor einer Berichtigung nach § 1 AStG (Verrechnungspreiskorrektur) anzuwenden.

Anwendung der Hinzurechnungsbesteuerung
Nach dem FG liegen die Voraussetzungen des § 7 Abs. 1 AStG vor.

Danach sind, wenn unbeschrankt Steuerpflichtige an einer Kérperschaft, die weder
Geschaftsleitung noch Sitz im Geltungsbereich dieses Gesetzes hat und die nicht gemaR § 3
Abs. 1 KStG von der Kdrperschaftsteuerpflicht ausgenommen ist (auslandische
Gesellschaft), zu mehr als der Halfte beteiligt sind, die Einklnfte, fir die diese Gesellschaft
Zwischengesellschaft ist, bei jedem der Beteiligten mit dem Teil steuerpflichtig, der auf die
ihm zuzurechnende Beteiligung am Nennkapital der Gesellschaft entfallt.

Bei der Schweizer X-AG handele es sich um eine auslandische Gesellschaft im Sinne des § 7
Abs. 1 AStG, da sowohl ihr Sitz als auch ihre Geschéftsleitung in der Schweiz ist. Das FG geht



zwar nur von einer treuhanderischen Gesellschafterstellung des Kldgers an der X-AG aus,
halt diese fur die Anwendung der Hinzurechnungsbesteuerung dennoch fur ausreichend.
Ein Gegenbeweis gegen die Annahme einer rein kinstlichen Gestaltung nach 8§ 8 Abs. 2 AStG
wurde nicht erbracht. Die Méglichkeit eines Gegenbeweises hatte dem Klager fur die Jahre
ab 2011 zugestanden (vgl. BFH-Urteil vom 22.05.2019, I R 11/19).

Verhaltnis der 88 1 und 7 AStG

Das Verhaltnis der 88 1 und 7 AStG sei fUr die streitgegenstandliche Konstellation, bei der
Adressat der EinkUnftekorrektur nach § 1 AStG und der Hinzurechnungsbesteuerung nach 8
7 AStG dieselbe steuerpflichtige Person (hier: der Klager) ist, umstritten und
hochstrichterlich nicht entschieden.

Mit Urteil vom 19.03.2002 (I R 4/01) hatte der BFH einen Anwendungsvorrang der 88 7 ff.
AStG vor § 1 AStG bei verschiedenen Rechtstragern abgelehnt. Im damaligen Streitfall
gewahrt eine deutsche Gesellschaft ihrer auslandischen Enkelgesellschaft ein Darlehen zu
einem unublich niedrigen Zins. Die Einklnfte der darlehensgewahrenden (deutschen)
Gesellschaft sind nach dem BFH auch dann nach § 1 AStG zu berichtigen, wenn die
EinkUnfte der Enkelgesellschaft bei ihrer deutschen Muttergesellschaft nach 88 7 ff. AStG
hinzugerechnet werden.

Flr den vorliegenden Streitfall, bei dem der Adressat der Einklinftekorrektur nach § 1 AStG
und der Hinzurechnungsbesteuerung nach 8 7 AStG dieselbe steuerpflichtige Person (hier:
der Klager) ist, kommt jedoch das FG zu dem Ergebnis, dass 8 7 AStG vorrangig anzuwenden
ist. FUr den Vorrang des 8 7 AStG spreche, dass flr eine Einkunftekorrektur nach 8 1 AStG
nur dann Anlass bestehe, wenn die Einkiinfte nicht schon aus anderem Grund in der
zutreffenden Hohe erfasst wirden; § 1 AStG musse insofern teleologisch reduziert
ausgelegt werden. Dies gelte spatestens seit der Neufassung des 8 1 Abs. 1 AStG nach
Inkrafttreten des Unternehmensteuerreformgesetzes 2008, weil die Vorschrift seitdem als
Auffangtatbestand normiert sei.

Nach dem FG ergaben sich auch dann keine niedrigeren als die in den Bescheiden
festgestellten Hinzurechnungsbetrage, wenn (stattdessen oder zusatzlich) im Verhaltnis
zwischen dem Klager und der S-AG eine Berichtigung nach § 1 AStG stattfinden musste. Eine
Anrechnung von Berichtigungsbetragen nach § 1 AStG auf die Hinzurechnungsbetrage §§ 7,
18 AStG ist nach Auffassung des FG im Streitfall, in dem Adressat des § 1 AStG und des 8 7
AStG dasselbe Steuersubjekt ist, nicht vorzunehmen.

Betroffene Normen
§ 1 AStG, § 7 AStG

Streitjahre 2007-2013

Anmerkung

Die Revision wurde vom FG zundchst nicht zugelassen, da die Frage, in welchem
Vorrangverhaltnis die 88 1 und 7 AStG im Streitfall nicht entscheidungserheblich ist. Der BFH
hat der Nichtzulassungsbeschwerde des Klagers jedoch stattgegeben. Die Revision ist dort
unter dem Az. | R 38/22 anhangig.

Fundstelle
FG Munster, Urteil vom 10.12.2020, 8 K 665/16 F; BFH-anhangig: | R 38/22

Weitere Fundstellen
BFH, Urteil vom 22.05.2019, | R 11/19, BStBI. Il 2021, S. 265, siehe Deloitte Tax News

BFH, Urteil vom 19.03.2002, | R 4/01, BStBI. 11 2002, S. 644


https://www.justiz.nrw.de/nrwe/fgs/muenster/j2020/8_K_665_16_F_Urteil_20201210.html
https://www.deloitte-tax-news.de/steuern/internationales-steuerrecht/bfh-hinzurechnungsbesteuerung-im-drittstaatenfall.html

www.deloitte-tax-news.de

Diese Mandanteninformation enthalt ausschlief3lich
allgemeine Informationen, die nicht geeignet sind,
den besonderen Umstanden eines Einzelfalles
gerecht zu werden. Sie hat nicht den Sinn, Grundlage
fur wirtschaftliche oder sonstige Entscheidungen
jedweder Art zu sein. Sie stellt keine Beratung,
Auskunft oder ein rechtsverbindliches Angebot dar
und ist auch nicht geeignet, eine personliche
Beratung zu ersetzen. Sollte jemand Entscheidungen
jedweder Art auf Inhalte dieser
Mandanteninformation oder Teile davon stitzen,
handelt dieser ausschliel3lich auf eigenes Risiko.
Deloitte GmbH Gbernimmt keinerlei Garantie oder
Gewabhrleistung noch haftet sie in irgendeiner
anderen Weise fur den Inhalt dieser
Mandanteninformation. Aus diesem Grunde
empfehlen wir stets, eine personliche Beratung
einzuholen.

This client information exclusively contains general
information not suitable for addressing the particular
circumstances of any individual case. Its purpose is
not to be used as a basis for commercial decisions or
decisions of any other kind. This client information
does neither constitute any advice nor any legally
binding information or offer and shall not be
deemed suitable for substituting personal advice
under any circumstances. Should you base decisions
of any kind on the contents of this client information
or extracts therefrom, you act solely at your own risk.
Deloitte GmbH will not assume any guarantee nor
warranty and will not be liable in any other form for
the content of this client information. Therefore, we
always recommend to obtain personal advice.



	FG Münster: Verrechnungspreiskorrektur und Hinzurechnungsbesteuerung beim gleichen Rechtssubjekt
	Sachverhalt
	Entscheidung
	Betroffene Normen
	Anmerkung
	Fundstelle
	Weitere Fundstellen


